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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Geschäftsbereidi des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

1. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Überlegungen 
Dr. Schmidt der Ständigen Konferenz der Kultusminister 

(Krefeld) der Länder der Bundesrepublik Deutschland 

bekannt, die eine einheitliche Gestaltung des 
studentischen Krankenversicherungsschutzes 
auf der Basis einer Vollversicherung anstre- 
ben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

2. Abgeordnete Ist sich die Bundesregierung darüber klar, 

Frau Dr. Wolf daß die den Arbeitskonflikten in Madras zu- 

grunde liegenden Unzulänglichkeiten kein 
, Einzelfall sind, sondern eher typisch für die 

weitverbreitete, berechtigte Unzufriedenheit 
deutscher Experten in Entwicklungsländern? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

3. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, den Bereich 

Roser der Kapitalhilfe in die Zuständigkeit des Bun- 

desministers für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit zu übergeben? 

4. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Roser das Bundesministerium für wirtschaftliche Zu- 

sammenarbeit als das Haus, das die gesamte 
Entwicklungspolitik der Bundesrepublik 
Deutschland politisch und sachlich-fachlich ko- 
ordinieren soll, nicht funktionsfähig sein kann, 
wenn der quantitativ größte Posten der Ent- 
wicklungshilfe — die Kapitalhilfe — seiner 
entwicklungspolitischen Kontrolle und Ent- 
scheidungsgewalt entzogen bleibt? 

Warum wird die Kapitalhilfe für Entwick- 
lungsländer nach wie vor von seiten des Bun- 
deswirtschaftsministeriums bearbeitet und 
nicht von dem zuständigen Bundesministe- 
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit? 


5. Abgeordneter 

Josten 
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6. Abgeordneter Trifft die im Spiegel vom 1. Dezember 1969 
Dr. Klepsch unter „Personalien'' abgedruckte Meldung zu, 

wonach der Bundesminister im Bundeskanz- 
leramt, Prof. Horst Ehmke, im Hinblick auf 
eine künftige Botschaftertätigkeit des Bundes- 
pressechefs der großen Koalition, Günter 
Diehl, gesagt haben soll: „In Neu-Delhi kann 
selbst Diehl nicht die Anerkennung der DDR 
verhindern, und das wollen wir sehen."? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


7. Abgeordneter Unter Bezugnahme auf den Antrag der SPD- 

Hirsch Fraktion vom 1. August 1968 (Drucksache 

V/3193) frage ich die Bundesregierung, ob sie 
bereit ist, die Verordnung zur Durchführung 
des Ausländergesetzes vom 10. September 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1341) so zu ändern, 
daß der Visumzwang für Angehörige der ost- 
europäischen Staaten entfällt? 

8. Abgeordneter Wird die Bundesregierung bei der Ausarbei- 

Dr. Apel tung des von ihr in ihrer Regierungserklä- 

rung angekündigten Bundesraumordnungspro- 
gramms, in das sich u. a. die staatlichen Maß- 
nahmen der Strukturpolitik, der regionalen 
Wirtschaftsförderung und des Städte- und 
Wohnungsbaus sinnvoll einfügen sollen, auch 
die vielfältigen steuerlichen Maßnahmen zur 
Erleichterung privater Investitionen in Form 
von Sonderabschreibungen, Investitionsprä- 
mien und steuerfreien Investitionszulagen u. ä. 
daraufhin überprüfen, ob sie in der Gesamt- 
schau zu einer sinnvollen Dosierung des In- 
vestitionsanreizes in den jeweiligen Problem- 
gebieten im Vergleich zu den nicht begünstig- 
ten Regionen führen, gesetzlich nicht so zu- 
sammengefaßt bzw. vereinheitlicht werden 
können, daß sie zusammen mit den direkten 
Hilfen aus einzelnen Förderprogrammen des 
Bundeshaushalts und der Länderhaushalte den 
interessierten Unternehmern wie der Öffent- 
lichkeit ein klares Bild über die Förderung pri- 
vater Investitionen durch öffentliche Mittel 
geben? 

9. Abgeordneter Welche obersten Bundesbehörden haben be- 

Dr. Riedl sondere Beauftragte für die Olympischen 

(München) Spiele 1972 benannt, welche Aufgaben wurden 

diesen Beauftragten erteilt? 

10. Abgeordneter Wann gedenkt die Bundesregierung den Wün- 
Hussing sehen von mehr als 500 Gemeinden und Städ- 

ten in der Bundesrepublik Deutschland auf 
Anhebung der Ortsklasse von A nach S zu 
entsprechen? 
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11. Abgeordneter 
Dröscher 


12. Abgeordneter 

Schultz 

(Gau- 

Bischofsheim) 

13. Abgeordneter 

Schultz 

(Gau- 

Bischofsheim) 

14. Abgeordneter 

Benda 


15. Abgeordneter 

Benda 


16. Abgeordneter 

Koppler 


17, Abgeordneter 

Dr. Brand 
(Pinneberg) 


18. Abgeordneter 

Dr. Brand 
(Pinneberg) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die An- 
sichten der Städte auf Einreihung in die Orts- 
klasse S, die inzwischen die Kriterien für diese 
Anhebung erreicht haben? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, demnächst 
über die ihr vorliegenden Anträge von über 
500 Orten auf Höherstufung von Ortsklasse A 
nach Ortsklasse S zu entscheiden? 

Besteht Aussicht, daß den meisten Anträgen 
der betreffenden Orte, darunter auch der 
Bundeswehrstandort Großengstingen, entspro- 
chen wird? 

Hält die Bundesregierung es für vereinbar mit 
dem Grundgesetz und den Prinzipien der par- 
lamentarischen Demokratie, wenn durch eine 
aktive Betätigung der Parlamentarischen 
Staatssekretäre im Parlament in ihrer Doppel- 
rolle als Mitglieder des Deutschen Bundes- 
tages und als Mitglieder der Exekutive inso- 
fern, als sie Regierungsmitgliedern „zur Unter- 
stützung beigegeben" sind, die verfassungs- 
rechtlich geforderte Trennung zwischen Exe- 
kutive und Legislative bei der Gesetzgebungs- 
arbeit und der Kontrolle der Regierung durch- 
brochen wird? 

Wann und in welcher Weise beabsichtigt die 
Bundesregierung, ihre konkreten Vorstellun- 
gen über die Rolle der Parlamentarischen 
Staatssekretäre in Regierung und Parlament 
vorzulegen, nachdem Äußerungen von Mini- 
stern und Parlamentarischen Staatssekretären 
in der Öffentlichkeit den Eindruck entstehen 
lassen, daß sie von dieser Rolle Vorstellungen 
hat, deren Verwirklichung verfassungsrecht- 
licher und gesetzlicher Regelungen bedarf? 

Hat die Bundesregierung die Absicht, falls sie 
konkrete Vorstellungen über die weitere Aus- 
gestaltung der Institution des Parlamentari- 
schen Staatssekretärs entwickeln will, die sich 
aus seiner Doppelfunktion ergebenden Pro- 
bleme seiner Stellung und Funktion im Parla- 
ment einer sorgfältigen Prüfung zu unterzie- 
hen, und beabsichtigt sie, insbesondere mit 
den zuständigen Organen des Deutschen Bun- 
destages diese Problematik zu erörtern? 

Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
dem Bericht von Prof. Dr. Paul Ehrlich bei, der 
sich mit Problemen der Umweltverseuchung 
bis zum Jahre 1980 befaßt, der auszugsweise 
im Spiegel Nr. 48/1969, Seite 193, veröffent- 
licht worden ist? 

Welche Konsequenzen ist die Bundesregierung 
im Hinblick auf den genannten Bericht bereit 
zu ziehen? 
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19. Abgeordneter Ist die Bundesregierung unter Berücksichti- 

Ollesch gung der in anderen Behörden durchgeführten 

Versuche mit einer sogenannten gleitenden 
Arbeitszeit bereit, auch in ihrem Bereich diese 
Möglichkeiten zu prüfen? 

20. Abgeordneter Kann mit der Eröffnung weiterer Grenzüber- 

Dr. Dittrich gangsstellen im ostbayerischen Raume zur 

CSSR gerechnet werden und ggf. mit welchen? 

21. Abgeordneter Wann können die Vermögensgescliädigten aus 

Bartsch dem anderen Teil Deutschlands und Ost-Ber- 

lins mit der Verabschiedung der Rechtsver- 
ordnung zu § 243 des Lastenausgleichsgesetzes 
rechnen? 

22. Abgeordneter Wann beabsichtigt die Bundesregierung, die 

Bartsch Durchführungsbestimmungen für die Berech- 

nung des Betriebsvermögens nach dem Be- 
weissicherungs- und Feststellungsgesetz zu 
erlassen, nachdem dieses Gesetz bereits 1965 
in Kraft getreten ist? 

23. Abgeordneter Ist die Bundesregierung jetzt bereit, Novellen 

Dr. Arndt zur Umgestaltung der Bundesgesetze zur Aus- 

(Hamburg) Übung unmittelbaren Zwangs durch Vollzugs- 

beamte des Bundes und bei der Bundeswehr 
vorzulegen, die den insbesondere vom dama- 
ligen Präses der Hamburger Behörde für Inne- 
res, Senator Helmut Schmidt, und von zahl- 
reichen Wissenschaftlern vorgetragenen ver- 
fassungsrechtlichen Bedenken bei der Bestim- 
mung der zulässigen Waffen Rechnung tragen? 

24. Abgeordneter fst die Bundesregierung bereit, im Interesse 

Dr. Arndt der Rechtseinheit und im Hinblick auf Artikel 

(Hamburg) 91 und 87 a des Grundgesetzes auch denjeni- 

gen Bundesländern die ausdrückliche und ge- 
trennte Aufführung der bei Ausübung unmit- 
telbaren Zwangs zulässigen allgemeinen und 
besonderen Waffen in den Polizeigesetzen zu 
empfehlen, die eine solche Regelung bisher 
noch nicht kennen? 


25. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß unter 
Dr. Jungmann den Ärzten an den Universitätskliniken, be- 
sonders in Nordrhein-Westfalen, Unruhe ent- 
standen ist wegen der von ihnen verlangten 
erheblichen Mehrarbeit ohne angemessene 
Vergütung? 

26. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine an- 
Dr. Jungmann gemessene Regelung unter Berufung auf § 44 

des Beamtenrechtsrahmengesetzes und auf die 
entsprechenden Vorschriften der Landesge- 
setze verhindert wird? 
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27, Abgeordneter 

Dr. Wörner 


28. Abgeordneter 

Dr. Wörner 


29. Abgeordneter 

Dichgans 


30. Abgeordneter 

Dr. von Bülow 


31. Abgeordneter 

Dr. von Bülow 


Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, 
durch eine Änderung der gesetzlichen Bestim- 
mungen des Beamtenrechtsrahmengesetzes 
dem Mangel abzuhelfen, daß eine angemes- 
sene Vergütung für Mehrarbeit bei Ärzten 
an den Universitätskliniken nicht gewährt 
werden kann? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung für den Fall, daß eine Gesetzesänderung 
in absehbarer Zeit nicht erfolgt, dem betroffe- 
nen Personenkreis baldmöglichst eine ange- 
messene Vergütung für seine in der Eigenart 
der ärztlichen Tätigkeit begründete und des- 
halb unvermeidliche Mehrarbeit zu gewäh- 
ren? 

Wieviel Prozent der Fläche in unseren Städten 
mit mehr als 500 000 Einwohnern steht im 
Eigentum dieser Städte? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die auf 
Grund des § 8 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Erweiterung des Katastrophenschutzes vom 
9. Juli 1968 und der darauf beruhenden Ver- 
einbarung des Bundesministers des Innern und 
des Bundesministers der Verteidigung (GMBl. 
Nr. 24, Seite 363) festgelegten Höchstzahlen 
für die Freistellung von Wehrpflichtigen in der 
Regel nicht ausreichen, um einen ausreichen- 
den Katastrophenschutz und eine ausreichen- 
de Besetzung der freiwilligen Feuerwehren 
zu gewährleisten? 

Ist der Bundesregierung ferner bekannt, daß 
die weitgehende Ausklammerung, insbeson- 
dere der technischen Berufe, dazu führen muß, 
daß die Dienste des Technischen Hilfswerks 
und der freiwilligen Feuerwehr qualitativ 
nicht in der Lage sein werden, ihre Aufgaben 
zu erfüllen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


32. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen 
Dr. de With ihrer Möglichkeiten darauf hinzuwirken, daß 

der Richterwahlausschuß die Bundesrichter 
nicht mehr nur — ■ falls bisher so verfahren 
wurde — nach sogenannten „Länderquoten'' 
beruft? 


33. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es mit den vom 

Dr. Schmude Bundesverfassungsgericht im vorigen Jahr 

herausgestellten Grundsätzen zum Verbot der 
Doppelbestrafung für vereinbar, daß Wehr- 
dienstverweigerer, die vor ihrer Anerkennung 
bei Ableistung des Wehrdienstes den Dienst 
mit der Waffe verweigern, wiederholt mit 
Arreststrafen belegt werden? 
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34. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für richtig, daß 
Dr. Schmude solche Arreststrafen auch nach der Anerken- 
nung eines Soldaten als Kriegsdienstverwei- 
gerer in der dann noch verbleibenden Dienst- 
zeit vollstreckt bzw. weitervollstreckt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


35. Abgeordneter 

Hirsch 


36. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


37. Abgeordneter 

Ruf 


38, Abgeordneter 

Ruf 


39. Abgeordneter 
Dr. Häfele 


40. Abgeordneter 
Dr. Häfele 


Nachdem mit dem Berliner Senat vereinbart 
worden ist, den Arbeitnehmern in Berlin ab 1. 
Januar 1970 eine Prämie von 8®/o des Brutto- 
lohnes und einen Kinderzuschlag von 20 DM je 
Kind zu gewähren, frage ich die Bundesregie- 
rung, ob sie bereit ist, eine gleichartige Prä- 
ferenz auch den Arbeitnehmern im Zonenrand- 
gebiet zuzubilligen? 

Steht nach Auffassung der Bundesregierung 
die Mindestrente nach § 95 Abs, 2 des Bun- 
desentschädigungsgesetzes, die seit dem Jahre 
1956 unverändert 100 DM beträgt, noch in 
Einklang mit der wirtschaftlichen Entwicklung 
oder ist eine Erhöhung der Mindestrente er- 
forderlich? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen 
einer Novellierung des Mehrwertsteuergeset- 
zes für Friseurleistungen den ermäßigten 
Steuersatz vorzusehen? 

Wie gedenkt die Bundesregierung im Rahmen 
einer künftigen Novellierung des Mehrwert- 
steuergesetzes die Wettbewerbsunterschiede 
zu entschärfen, die durch die im § 19 des Mehr- 
wertsteuergesetzes geschaffene Regelung ent- 
standen sind? 

Wie ist die Behauptung des Parlamentarischen 
Staatssekretärs Prof. Dahrendorf It. Südkurier 
vom 1. Dezember 1969 auf einer Veranstaltung 
der FDP am 30. November 1969 in Radolfzell, 
der neue Bundesminister der Finanzen habe 
die Bundesfinanzen in einer katastrophalen 
Lage vorgefunden, in Einklang zu bringen mit 
der Feststellung des Bundesministers der Fi- 
nanzen Dr. Möller in seinem Artikel in der 
„Welt" vom 12. November 1969; „Die Bundes- 
finanzen sind gesund!"? 

Was gibt dem Parlamentarischen Staatssekre- 
tär Prof. Dahrendorf die Veranlassung, öffent- 
lich zu erklären, die Äußerungen des früheren 
Bundesministers der Finanzen Dr. Strauß, er 
habe geordnete Bundesfinanzen zurückge- 
lassen, seien eine „Irreführung der Öffentlich- 
keit" gewesen? 
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41. Abgeordneter Wie stellt sich die Bundesregierung zu der 
Dr. Jenninger Behauptung des Parlamentarischen Staatsse- 
kretärs Prof. Dahrendorf, die Ordnung der 
Bundesfinanzen sei eine der vordringlichsten 
Ziele in der Innenpolitik? 

Kann die im Haushaltsjahr 1969 aus Mitteln 
des binnenwirtschaftlichen Anpassungspro- 
gramms vorgenommene Erhöhung des regio- 
nalen Förderungsprogramms um 150 Millionen 
DM auch für das Haushaltsjahr 1970 durch 
Übernahme in den Haushalt des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft als gesichert angesehen 
werden? 

43. Abgeordneter In welcher Weise erfolgt die steuerliche Ver- 

Strohmayr rechnung für den Abholdienst von Regie- 

rungsangehörigen mit Dienstwagen? 

44. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die Forderung des 

Strohmayr Deutschen-Touring-Automobil-Clubs auf grei- 

fen und die steuerliche Absetzung für die An- 
schaffung und Einbaukosten für Autoradios 
ermöglichen? 

Aus welchen Gründen wird die seit dem 1. Mai 
1969 für Beamte des gehobenen Dienstes (ab 
A 9) in der Zoll- und Steuerfahndung gewährte 
Prüferzulage den Beamten des mittleren Dien- 
stes vorenthalten? 

46. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Beamten 
Engholm des mittleren Dienstes die genannte Prüfer- 

zulage rückwirkend ab 1. Mai 1969 zuzuge- 
stehen? 

Welche Gründe haben Vorgelegen, daß der als 
Zeitungsbeilage verteilte Werbeprospekt der 
Bundesregierung „Auf richtigem Kurs" am 
3. Dezember 1969 neuerdings erklärt, daß ab 
1. Januar 1970 der Arbeitnehmerfreibetrag 
verdoppelt wird, obwohl bereits seit 26. No- 
vember 1969 die Bundesregierung das Steuer- 
änderungsgesetz 1970 bis zur zweiten und drit- 
ten Lesung des Bundeshaushalts 1970 zurück- 
gestellt hat? 

48. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß 

Ott hier eine Täuschung der Öffentlichkeit vor- 

liegt? 

49. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die mit einer 

Dr. Enders Erwerbsminderung von mindestens 50 v. H. 

betroffenen Zivilbeschädigten beim Erlaß der 
Kraftfahrzeugsteuer den Schwerkriegsbeschä- 
digten gleichzustellen und den Steuererlaß 
ohne Rücksicht auf die Art der Körperbehin- 
derung und der wirtschaftlichen Verhältnisse 
zu gewähren? 


47. Abgeordneter 

Ott 


45. Abgeordneter 

Engholm 


42. Abgeordneter 

Weigl 
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50. Abgeordneter Werden bei der Beurteilung der wirtschaftli- 
Dr. Enders eben Verhältnisse der Zivilbeschädigten für 

den Kraftfahrzeugsteuernachlaß die in den 
letzten Jahren erfolgten Einkommensverbesse- 
rungen berücksichtigt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


51. Abgeordneter 
Mertes 


Mit welchen Zielen beabsichtigt die Bundes- 
regierung, das Filmförderungsgesetz zu novel- 
lieren? 


52. Abgeordneter 

Dr. Becker 
(Mönchen- 
gladbach) 


53. Abgeordneter 
Dr. Becker 
(Mönchen- 
gladbach) 


54. Abgeordneter 
Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


55. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


56. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 


57. Abgeordneter 

Köppler 


Wird sich die Bundesregierung angesichts des 
Ablaufs der Übergangszeit am 31. Dezember 
1969 dafür einsetzen, daß nunmehr auch in der 
gemeinsamen Handelspolitik der EWG nicht 
nur formale, sondern auch materielle Fort- 
schritte erzielt werden? 

Auf welchen Gebieten sieht die Bundesregie- 
rung Möglichkeiten einer Verständigung mit 
den übrigen Mitgliedstaaten der EWG über 
den Ausbau des handelspolitischen Instru- 
mentariums und den Übergang zu Gemein- 
schaftsverhandlungen mit Drittländern? 

Welche Überlegungen stellt die Bundesregie- 
rung für die Zeit nach Auslaufen der Genehmi- 
gungsverträge der deutschen Walzstahlkon- 
tore im Jahre 1971 an und wird eine Beendi- 
gung der Stahlkartellierung angestrebt bzw. 
sollen die Stahlkontore in einer unveränder- 
ten oder modifizierten Form weitergeführt 
werden? 

Welche Möglichkeiten sieht die Regierung, die 
außergewöhnlichen Belastungen der deutschen 
Bauwirtschaft durch die hohen Betonstahl- 
preise zu mildern, die sich im Laufe dieses 
Jahres als Folgeerscheinung einer absolut un- 
zureichenden Betonstahlversorgung mit Erhö- 
hungen der Abgabepreise des Handels von 
100 und mehr Prozent herausgebildet und ne- 
ben anderen Faktoren zu rasch wachsenden 
allgemeinen Baupreisen geführt haben? 

Hat die Bundesregierung bereits konkrete 
Vorstellungen entwickelt, in welchen Berei- 
chen bzw. bei welchen öffentlichen Unterneh- 
men und mit welchen Mitteln sie die Entwick- 
lung staatlich beeinflußter Preise in engen 
Grenzen halten will? 

Wer soll nach Auffassung der Bundesregie- 
rung im Bereiche der Elektrizitätsversorgung 
die Kostensteigerungen übernehmen, die auf 
die Preise nicht weitergegeben werden sollen? 
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58. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sich bei den 
Kleinert abschließenden Verhandlungen über die Richt- 

linien für die Vergabe von öffentlichen Bau- 
aufträgen in der EWG dafür einzusetzen, daß 
eine zentrale Qualifikationsliste für alle Län- 
der gemeinschaftlich bei einer einzigen Stelle 
geführt wird, um die Nachteile von der deut- 
schen Bauwirtschaft abzuwenden, die durch 
das Fehlen einer Qualifikationsliste in der 
Bundesrepublik Deutschland oder bei Einrich- 
tung einer solchen durch die unter Umständen 
uneinheitliche Qualifizierung in den Listen 
der einzelnen Länder entstehen müssen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


59. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß trotz der 

Dr. Früh französischen Abw(utung und der deutschen 

Aufwertung schon wieder Termingeschäfte für 
französischen Weizen abgeschlossen werden, 
bei denen der französische Franc 3 bis lO^/o 
unter dem amtlichen Kurs gehandelt wird? 

60. Abgeordneter Wie hoch ist die Zahl der eingereichten An- 

Rainer träge auf Landabgaberente und wievud der 

Anträge sind bisher genehmigt worden? 

61. Abgeordneter Wie hoch ist der Betrag, der bisher ertorder- 

Rainer lieh war, um die genehmigten Anträge^ zu er- 

füllen? 

Durch welche Maßnahmen können die durch 
den ungünstigen Standort bedingten niedri- 
geren Erzeugerpreise der Landwirtschaft im 
ostbayerischen Zonenrandgebiet verbessert 
werden? 

Hält die Bundesregierung den Anteil von 
760 000 DM, der alljährlich an den Verband 
Deutscher Naturparke e. V. aus dem Bundes- 
haushalt gezahlt wird, für einen ausreichen- 
den Anteil, um die für die Erholung der Be- 
völkerung erforderlichen Parkplätze, Wander- 
wege, Schutzhütten, Spiel- und Zeltplätze für 
die Jugendlichen und andere Einrichtungen der 
Naturschutzparks anzulegen und zu unterhal- 
ten? 

64. Abgeordneter Stimmen Pressemeldungen, wonach die Nie- 
Helms dersächsische Landesregierung außerhalb der 

diesjährigen Haushaltsmittel zusätzliche Mit- 
tel des Bundes in Höhe von 4 Millionen DM 
für den Küstenschutz abgelehnt hat und womit 
begründet die Niedersächsische Landesregie- 
rung diese Ablehnung? 


63. Abgeordneter 

Flämig 


62. Abgeordneter 

Weigl 
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65. Abgeordneter Hat die Niedersächsische Landesregierung be- 
Helms reits Mittel aus dem ersten Investitionshaus- 

halt des Bundes, die für Maßnahmen des Kü- 
stenschutzes und der Wasserwirtschaft vor- 
gesehen waren, abgelehnt und um welche 
Beträge hat es sich dabei gehandelt? 

Treffen Pressemeldungen, z. B. im „Münch- 
ner Merkur" vom 2. Dezember 1969, zu, nach 
denen Bundeskanzler Brandt bei der EWG- 
Gipfelkonferenz in Den Haag die Bereitschaft 
Deutschlands ankündigte, zur Senkung der 
Überschüsse die deutschen Agrarpreise herab- 
zusetzen und zwar gegebenenfalls noch weiter 
als es die Europakommission jüngst vorge- 
schlagen hatte? 

67. Abgeordneter Welche zusätzliche Einkommensminderung 

Niegel würde dadurch auf die deutsche Landwirtschaft 

zukommen und wie würde sich das mit der in 
der Regierungserklärung gegebene Zusage 
vereinbaren lassen, eine Politik des Preis- 
drucks auf die deutsche Landwirtschaft zu 
verhindern? 

68. Abgeordneter Welche Haltung nimmt die Bundesregierung 

Ehnes zu dem Vorschlag einer Verordnung (EWG) 

des Rates über die Regelung für Rindfleisch 
mit Ursprung aus den assoziierten Staaten 
und Madagaskar oder den überseeischen Län- 
dern und Gebieten (Drucksache V/4654) ein? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
für das zeitliche Zusammentreffen möglicher 
Zoll- und Abschöpfungsbegünstigungen bei der 
Einfuhr von Rindfleisch aller Art mit der Ge- 
währung einer Abschlachtungsprämie für 
250 000 Milchkühe erhebliche Preiseinbrüche 
am Rindfleischmarkt eintreten können? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

70. Abgeordneter Ist inzwischen von der Bundesregierung ab- 

Dr. Schmidt schließend geprüft, ob eine bundesgesetzliche 

(Krefeld) Regelung zur Gewährung einer studentischen 

Vollversicherung durchführbar ist? 

71. Abgeordneter Wann beabsichtigt die Bundesregierung in 

Breidbach Anbetracht der seit Jahren in der Öffentlich- 

keit geführten Diskussion, dem Parlament ei- 
nen umfassenden Novellierungsvorschlag zum 
Betriebsverfassungsgesetz vorzulegen? 


69. Abgeordneter 
Ehnes 


66. Abgeordneter 
Niegel 
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72. Abgeordneter Hat die Bundesregierung den Gesetzentwurf 

Breidbach zur Novellierung des Betriebsverfasungsge- 

setzes der SPD — 5. Legislaturperiode — schon 
zur Grundlage von Erörterungen über die Neu- 
fassung des Betriebsverfassungsgesetzes ge- 
macht? 

73. Abgeordneter Wird die vom DGB in den Unternehmen Bank 

Vogt für Gemeinwirtschaft, Volksfürsorge - Sach- 

versicherung und Neue Heimat eingeführte 
Mitbestimmung Auswirkungen auf Überlegun- 
gen der Bundesregierung zur Ausgestaltung 
des Mitbestimmungsrechtes haben? 

74. Abgeordneter Wird die Bundesregierung das einst den An- 

Dr. Hauser gehörigen der Schutztruppe im ehemaligen 

(Sasbach) Deutsch-Südwestafrika staatlicherseits gege- 

bene Versprechen, das jeweils im Militärpaß 
ausdrücklich mit dem Vermerk „Doppelt zu 
rechnende Dienstzeiten außerhalb der heimi- 
schen Gewässer"' bestätigt war, einlösen und 
diese Dienstzeit als doppelte Zurechnungszei- 
ten in der allgemeinen Bemessungsgrundlage 
für die Altersrente anerkennen? 

75. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die be- 

Konrad reits ausgezahlte Üb erbrückungs Zulage als an- 

rechenbares Einkommen nach § 25 a Abs. 6 
des Bundesversorgungsgesetzes auf Erzie- 
hungsbeihilfen nach § 27 des Bundesversor- 
gungsgesetzes angerechnet wird und billigt 
sie diese Maßnahme, die in Einzelfällen dazu 
führen kann, daß die Erziehungsbeihilfe fast 
vollständig entfällt? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Äußerung 
des Bundesarbeitsministers, der am 22. No- 
vember im Deutschlandfunk im Zusammen- 
hang mit der geplanten Abschaffung des Kran- 
kenversicherungsbeitrags der Rentner erklärt 
hat, „ursprünglich waren sogar von Seiten der 
CDU 4®/o (Krankenversicherungsbeitrag der 
Rentner) vorgesehen" dahin gehend richtigzu- 
stellen, daß diese zunächst vorgesehenen 4^/o 
Krankenversicherungsbeitrag der Rentner 
nicht einem Vorschlag der CDU sondern einem 
einstimmigen Kabinettsbeschluß entsprach, der 
von allen damaligen Ministern der SPD ge- 
billigt worden war? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß deutsche 
Grenzgänger in Luxemburg für das erste und 
zweite Kind nur das halbe Kindergeld bezie- 
hen, obwohl ihre Arbeitgeber den vollen Bei- 
trag an die Familienkasse zahlen, während alle 
anderen Gastarbeiter in Luxemburg das volle 
Kindergeld erhalten und worauf führt die 
Bundesregierung diese soziale Diskriminie- 
rung des deutschen Arbeitnehmers zurück? 


77, Abgeordneter 

Ridiarts 


76. Abgeordneter 
Freiherr 
von und zu 
Guttenberg 
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78. Abgeordneter 

Richarts 


79. Abgeordneter 

Reiter 


80. Abgeordneter 

Reiter 


81. Abgeordneter 
Bäuerle 


82. Abgeordneter 
Bäuerle 


Ist die Bundesregierung bereit, Verhandlungen 
aufzunehmen mit dem Ziel, die deutschen Ar- 
beitnehmer beim Kindergeldbezug den ande- 
ren Gastarbeitern in Luxemburg gleichzustel- 
len? 

Kann die Bundesregierung sagen, ob die mit 
§ 5 Abs. 4 des Soldatenversorgungsgesetzes 
getroffenen Entschädigungsregelung Nachteile 
für den in Betracht kommenden Personenkreis 
der Versicherungsvertreter ausschließt und 
hält die Bundesregierung diese Vorschrift 
für änderungsbedürftig? 

Wann wird die Bundesregierung den in der 
Fragestunde vom 13. Februar 1969 (216. Sit- 
zung) in Aussicht gestellten Gesetzentwurf 
vorlegen, der Nachteile in der gesetzlichen 
Rentenversicherung infolge ehrenamtlicher 
Tätigkeit ausschließt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Perso- 
nen, die ihre Wehrdienstzeit abgeleistet ha- 
ben, Kriegsteilnehmer und in Gefangenschaft 
waren, durch sogenannte Ausfallzeiten erheb- 
liche materielle Rentennachteile entstanden 
bzw. noch entstehen? 

Wird die Bundesregierung sich dieses Pro- 
blems annehmen, um bestehendes Unrecht zu 
beseitigen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


83. Abgeordneter Wenn die Einführung einer Militärurlauber- 

Dr. Klepsch karte zur Benutzung öffentlicher Verkehrs- 

mittel aus fiskalischen Gründen nicht möglich 
ist, wird die Bundesregierung den Grundwehr- 
dienstleistenden dann wenigstens einmal mo- 
natlich eine kostenlose Heimfahrt ermöglichen 
und im übrigen etwa eine gestaffelte Fahr- 
kostenermäßigung einführen, die zu krasse 
Unterschiede der finanziellen Belastung der 
Grundwehrdienstleistenden bei Heimfahrten 
ausschließt? 


84. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für vertretbar, 
Rommerskirchen daß Grundwehrdienstleistenden infolge der 
unterschiedlichen Entfernungen zwischen 
Standort und Heimatort erheblich verschiedene 
finanzielle Aufwendungen für Heimfahrten 
entstehen? 


85. Abgeordneter Wann gedenkt die Bundesregierung zum 
Rommerskirchen Zweck einer Gleichbehandlung und -belastung 
aller Grundwehrdienstleistenden kostenlose 
Heimfahrten bei der Benutzung öffentlicher 
Verkehrsmittel zu bewilligen? 
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86. Abgeordneter Ist der Bundesregierung der Fall des Ex-Bun- 

Säckl deswehrgefreiten Hans Hubmann bekannt, der, 

wie die „Hessische Allgemeine" am 29. No- 
vember 1969 berichtete, angeblich während 
seiner 18-monatigen Dienstzeit in den Jahren 
1967/1968 nicht länger als maximal vier Mona- 
te die Uniform trug, zusätzlich zu seinem 
Wehrsold in einem Zivilberuf monatlich 
1300 DM verdiente, Privatgespräche telefo- 
nisch aus der Kaserne führte, mehr in Frank- 
furt und München als in der Neubiberger 
Garnison war und schließlich zum Gefreiten 
befördert wurde? 

87 . Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 

Säckl daß dieser fast unglaubliche Vorfall zur Ver- 

bitterung bei Wehrpflichtigen führen kann, 
die ihre Dienstzeit vorschriftsmäßig ableisten 
und im Interesse der Wehrgerechtigkeit ein 
solcher Fall eine Einmaligkeit bleiben muß? 

88. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei den 

Dröscher privaten Wachgesellschaften, die im Raume 

der Truppenübungsplätze arbeiten, Familien- 
väter einen Stundenlohn von 2,40 DM ohne 
Kinderzuschlag bei einem durchschnittlichen 
Anmarschweg von 20 bis 40 Doppelkilometern 
ohne jeden Fahrkostenzuschuß erhalten und 
dabei eine 24-Stundenschicht, also 400 Arbeits- 
stunden im Monat, geleistet werden muß, 
um ein einigermaßen erträglidu^s Einkommen 
zu erreichen und daß dieser unerträgliche Zu- 
stand dadurch entsteht, daß die Aufträge an 
private Wachgesellschaften ausgeschrieben 
werden und der jeweils billigste ohne Über- 
prüfung der sozialen Stellung der Arbeitnt^h- 
mer den Zuschlag erhält? 

89. Abgeordneter Ist Vorsorge getrollen, daß die Ausbildung bei 

Buchstaller der Bundeswehr für Pioniere (Minen- und 

Sprengausbildung) vom Dienstgrad Feldwebel 
aufwärts so gestaltet ist, daß sie dem Gesetz 
über explosionsgefährliche Stoffe (Spreng- 
stoffgesetz), hier insbesondere §§ 6 und 8 
entspricht? 

90. Abgeordneter Falls die Frage verneint wird: Was gedenkt 

Buchstaller die Bundesregierung zu tun, um diesen Gleich- 

klang herzustellen? 

91. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung angesichts der 

Zebisch iurchtbaren Ergebnisse des Napalm-Einsatzes 

in Vietnam für vertretbar, wenn über den Ein- 
satz dieser schrecklichen Waffe bei der Übung 
„Hoher Baum" Verherrlichungsartikel wie in 
der Divisionszeitschrift „Der Grenzwald" ge- 
schrieben werden und wird sie alle Soldaten 
und Ausbilder entsprechend unterrichten? 
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92. Abgeordneter 

Zebisch 


93. Abgeordneter 

Walkhoff 


94. Abgeordneter 

Neumann 


(Stelle) 


9V Abgeordneter 

Stahlberg 


9t). Abgeordneter 

Stahlberg 


Ist die Bundesregierung bereit, auf internatio- 
naler Ebene dafür einzutreten, daß Napalm 
in die Reihe der verbotenen Waffen nach der 
Genfer Konvention aufgenommen wird? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
den § 79 a des Soldatenversorgungsgesetzes 
(BGBl. I S. 202), wonach ein Großteil der Sol- 
daten auf Zeit, wenn sie aus dem Wehrdienst 
ausscheiden und in den öffentlichen Dienst 
treten, Ubergangsgebührnisse und das Ein- 
kommen aus dem öffentlichen Dienst unge- 
kürzt nebeneinander beziehen können, über 
den 31. Dezember 1969 hinaus in Geltung zu 
lassen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den im 
Widerspruch zu anderen Pressemeldungen ste- 
henden Bericht der Herald Tribüne vom 4. De- 
zemijer 1969, nach dem der Bundesminister der 
Verteidigung angekündigt haben soll, daß im 
Rahmen einer ^-^'Organisation der Bundes- 
wehr eine Verminderung der Truppenstärke 
um 39 000 Soldaten bis 1972 sowie eine Ver- 
ringerung der Grundwehrdienstdauer von 18 
auf 14 Monate vorgesehen seien? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Fahr- 
lehrer der Bundeswehr in den Dienstgraden 
Stabsunteroffizier bis Stabsfeldwebel einge- 
setzt sind, und wenn ja, kann sie mitteilen, 
ob sie diese mit gleichwertigen Qualifikatio- 
nen ausgestattenen Dienstgrade durch eine 
(uitsprechende Fahrlehrerzulage auch besol- 
diingsmäßig gleichwertig behandeln will? 

Wann wird die Bundesregierung auch im Heer 
I'ahrlchrerplanstellen schaffen, die sicherstel- 
len, daß Beförderungen in diesem Fachbereich 
durchgeführt werden können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


97. Abgeordneter 

Köster 


Welche konkreten Maßnahmen wurden bisher 
von der Bundesregierung zur Verwirklichung 
des Europäischen Jugendwerkes eingeleitet? 


98. Abgeordneter In welcher Form beabsichtigt die Bundesre- 
Köster gierung, die Forderung des Deutschen Bundes- 

jugendringes nach Durchführung eines euro- 
päischen Jugendkongresses zu unterstützen? 


99. Abgeordneter 
Schmid i 
(Braunschweig) 


Nachdem in der letzten Zeit wiederholt wider- 
sprüchliche Pressemeldungen über die Lebens- 
mittelbestrahlung erschienen sind, frage ich 
die Bundesregierung, welche Stellung sie künf- 
tig zur Frage der Lebensmittelbestrahlung ein- 
zunehmen beabsichtigt? 
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100. Abgeordneter Trifft es zu, daß im öffentlichen Gesundheits- 
Flämig dienst vieler Bundesländer ein bedrohlicher 

Nachwuchsmangel an qualifizierten Ärzten 
herrscht und daß in der derzeitigen Situation 
nicht damit zu rechnen ist, daß die infolge 
Überalterung der Amtsärzte immer größer 
werdenden Personallücken zufriedenstellend 
geschlossen werden können? 


101. Abgeordneter Was ist der Bundesregierung über das Ergeb- 

Mertes nis der sogenannten Rauschgiftkonferenz mit 

Präsident Nixon im amerikanischen Außen- 
ministerium bekannt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


102. Abgeordneter 

Dr. Hupka 


103. Abgeordneter 

Dr. Hupka 


104. Abgeordneter 

Josten 


105. Abgeordneter 
Maucher 


106. Abgeordneter 
Maucher 


107. Abgeordneter 
Adorno 


Ist der Bundesregierung bekannt, in welcher 
prozentualen Höhe Paketsendungen nach Mit- 
teldeutschland trotz genauer Beachtung der 
Vorschriften auf dem Wege zum Empfänger 
verloren gehen und welche Möglichkeiten 
sieht die Bundesregierung, in Gesprächen zu 
erreichen, daß die Post im anderen Teil 
Deutschlands alle Pakete passieren läßt, die 
den Vorschriften der Post entsprechen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, unserer Wirtschaft die Anregung zu 
geben, daß in ihren Angeboten auch Ver- 
packungen offeriert werden, die den Vorschrif- 
ten der Post im anderen Teil Deutschlands 
entsprechen und es somit den Paketabsendern 
in der Bundesrepublik Deutschland erleichtern, 
vorschriftsmäßig Pakete nach „drüben" zu 
schicken? 

Ist die Bundesregierung bereit, sich für die 
älteren Menschen einzusetzen, damit sie bei 
Fahrten mit der Deutschen Bundesbahn wieder 
besondere Vergünstigungen erhalten? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Plan, eine neue Europa-Transversale durch 
einen 45 Kilometer langen Basistunnel durch 
den Splügen zu schaffen, der im Sommer 1968 
einen Rückschlag erlitten hat, wieder im Ge- 
spräch ist? 

Stimmt die Bundesregierung der Auffassung 
zu, daß die Verwirklichung eines solchen Pla- 
nes die wirtschaftliche und verkehrsmäßige 
Entwicklung für die Länder Baden-Württem- 
berg und Bayern sehr begünstigen würde? 

Kann die Bundesregierung Berechnungen be- 
stätigen, nach denen die Splügenbahn als 
Flachbahn, die sehr hohe Spitzengeschwindig- 
keiten zuläßt, die Bahnfahrt z. B. von Augs- 
burg nach Mailand von bisher zehn Stunden 
um mehr als die Hälfte verkürzen würde? 
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108. Abgeordneter Vv'elche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
Adorno regierung, um die notwendigen Untersuchun- 

gen für das Splügenbahnprojekt zu beschleu- 
nigen? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
das deutsch-französische Abkommen hinsicht- 
lich des Schüleraustausches dahin zu erwei- 
tern, daß die an Kinder aus kinderreichen Fa- 
milien ausgestellten Fahrausweise (Ermäßi- 
gungskarten) auch Gültigkeit für die jeweilig 
andere Staatsbahn oder Privatbahn haben? 

Ist die Bundesregierung bereit, in Verhand- 
lungen mit der französischen Regierung eine 
Erweiterung des Abkommens in diesem Sinne 
zu erreichen? 

111. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß beide 
Dr. Gleissner Häuser des amerikanischen Kongresses ein 

Gesetz über die Reinhaltung der Luft verab- 
schiedet haben, nachdem alle Pkw's mit Ben- 
zinmotor vor ihrer Zulassung einer Betriebs- 
genehmigung bedürfen und besteht Aussicht, 
daß auch die Bevölkerung der Bundesrepublik 
Deutschland in gleicher Weise mit dem Schutz 
vor Luftverpestung durch Autoabgase rechnen 
kann? 

112. Abgeordneter Soll auch in der Bundesrepublik Deutschland, 
Dr. Gleissner gerade angesichts der raschen Zunahme der 

Zahl der Pkw's, dafür gesorgt werden, daß 
— entsprechend dem technischen Fortschritt — 
der Einbau entgiftender Apparaturen, insbe- 
sondere zur Verminderung des Ausstoßes un- 
verbrannter Kohlenwasserstoffe, zur Vor- 
schrift wird? 

Berücksichtigt die Bundesregierung bei ihren 
Bemühungen zur Vereinheitlichung der Stras- 
senverkehrs-Zulassungs-Ordnungen auch die 
modernen technischen Erkenntnisse im Auto- 
mobilbau, die Sicherheit im Fahrverhalten, 
Verhinderung von Körperschäden und Todes- 
fällen sowie Verminderung der Abgasentwick- 
lung zum Ziel haben? 

114. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, die in den USA 
Kiep in jahrelangen Untersuchungen erarbeiteten 

Sicherheitsbestimmungen für die Automobil- 
hersteller in absehbarer Zeit auch in der Bun- 
desrepublik Deutschland anzuwenden, nach- 
dem die deutschen Automobilproduzenten 
auf Grund ihrer Lieferungen in die USA 
ohnehin bewiesen haben, daß sie ähnlich 
scharfen Sicherheitsanforderungen wie den 
amerikanischen genügen können? 


113. Abgeordneter 

Kiep 


110. Abgeordneter 

Dr. Eyrich 


109. Abgeordneter 

Dr. Eyrich 
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115. Abgeordneter Worin liegen die Gründe für die große Ver- 

Dr. Haas zögerung des Ausbaus der Bundesautobahn 

Nürnberg — Heilbronn? 

116. Abgeordneter Wann ist nach realistischer (nicht optimisti- 

Dr. Haas scher) Planung mit der Fertigstellung der 

Autobahn nunmehr zu rechnen? 

117. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, für die Deut- 

Dr. Müller- sehe Bundesbahn höhere Zuwendungen im 

Hermann Bundeshaushalt vorzusehen, sofern sich zwi- 

schen Kosten und Tarifen, insbesondere im 
Güterverkehr, die Schere ständig vergrößert? 

118. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse 

Pieroth der Reisenden und der Vereinfachung und der 

Rationalisierung von Bundesbahn und Bun- 
despost die Vorbereitungen zur Schaffung ei- 
nes gemeinsamen Reisedienstes, möglichst 
auch in Zusammenwirken mit den anderen 
Trägern des Nahverkehrs auf der Straße, zu 
beschleunigen und wie weit sind diese Vorbe- 
reitungen zur Zeit gediehen? 

119. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, ihren Ver- 

Unertl pflichtungen aus dem Gesetz über Kreuzungen 

von Eisenbahnen und Straßen in der Fassung, 
die es durch den Beschluß des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 15. Juli 1969 gefunden hat, 
unverzüglich nachzukommen und welche haus- 
haltsmäßigen Maßnahmen hat die Bundesre- 
gierung getroffen oder wird sie treffen, um 
sofort die bisher von den Ländern aufgebrach- 
ten Kostenanteile für Maßnahmen zur Beseiti- 
gung, Entlastung oder Änderung von Bahn- 
übergängen der Deutschen Bundesbahn finan- 
zieren zu können? 

120. Abgeordneter Wird es Verzögerungen bei Kreuzungsvorha- 

Unertl ben geben, weil die für den erhöhten Bundes- 

anteil erforderlichen Mittel zur Zeit nicht zur 
Verfügung stehen und ist die Bundesregie- 
rung bereit, sich bei einem etwaigen Angebot 
der Länder zur einstweiligen Vorfinanzierung 
der fehlenden Bundesmittel im Interesse der 
Vermeidung solcher Verzögerungen unverzüg- 
lich zur alsbaldigen Rückzahlung dieser Mittel 
ausdrücklich zu verpflichten? 

121. Abgeordneter Welche Gründe sind dafür maßgebend, daß die 

Dr. Jenninger Beamten der Deutschen Bundesbahn bei der 

Gewährung von Arbeitgeberdarlehen zum Bau 
von Eigenheimen im Vergleich zu den übrigen 
Bundesbeamten unterschiedlich behandelt wer- 
den und was beabsichtigt die Bundesregie- 
rung zu tun, um eine einheitliche Regelung 
für alle Bundesbedienstete zur Erlangung eines 
Arbeitgeberdarl ehens herbeizuführen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


122. Abgeordneter 

Wende 


123. Abgeordneter 

Wende 


124. Abgeordneter 

Mick 


125. Abgeordneter 

Dr. Czaja 


126. Abgeordneter 

Erpenbeck 


127. Abgeordneter 

Erpenbeck 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
kinderreichen Familien, die kaum mehr in pri- 
vaten Wohnungen aufgenommen werden, 
durch höhere Darlehen in öffentlich geförder- 
ten Bauvorhaben ausreichenden Wohnraum 
zu beschaffen? 

Kann Bauherren, vor allen den gemeinnützi- 
gen Baugenossenschaften, die für kinderreiche 
Familien Wohnungen bauen, bei 4-Zimmer- 
wühnungen ein Zusatzdarlehen von 10 000 DM 
und für 5-Zimmerwohnungen ein solches von 
15 000 DM gegeben werden? 

Können die Feststellungen der meist Sozial- 
wohnungen verwaltenden gemeinnützigen 
Wohnungsiinternehmen für drei Millionen 
Wohnungen im Jahr 1967, wonach 56,7®/o der 
Mietsteigerungen auf Gebühren-Mehrbela- 
stungen zurückzuführen waren, als repräsen- 
tativ für die Hauptursache der Mietsteige- 
rungen im Bereich der Sozialwohnungen an- 
gesehen werden? 

Wie hoch ist die Steigerung der Geldbeschaf- 
fungskosten und der Finanzierungskosten 
während der Bauzeit nach den Statistiken der 
Gesamtbaukosten und der einzelnen Kosten- 
faktoren im öffentlich geförderten Wohnungs- 
bau in den letzten vier Jahren? 

Welche Wege sieht die Bundesregierung zur 
Senkung der Geldbeschaffungs- und Finan- 
zierungskosten während der Bauzeit im öffent- 
lich geförderten Wohnungsbau und beabsich- 
tigt sie, das Verfahren bei der Gewährung von 
Zwischenkrediten für den Wohnungsbau, die 
auch über Anstalten des Bundes laufen, ratio- 
neller und zügiger zu gestalten? 

Beabsichtigt die Bundesregierung zur Kosten- 
senkung im Wohnungsbau durch Maßnahmen 
zur Straffung des Verfahrens bei der Siche- 
rung und Auszahlung Öffentlicher Mittel sowie 
von Zwischenkrediten im Einvernehmen mit 
den Ländern beizutragen? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

128. Abgeordneter Kennt die Bundesregierung die kürzlich ver- 
Matthöfer öffentlichte Dokumentation des Internationa- 

len Bundes Freier Gewerkschaften, in der dem 
spanischen Generalstaatsanwalt Beweisunter- 
lagen über zahlreiche Fälle von Mißhandlun- 
gen und Folterungen politischer Häftlinge 
durch die spanische Polizei vorgelegt wurden? 
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129. Abgeordneter 

Härzschel 


130. Abgeordneter 

Härzschel 


131. Abgeordneter 

von Thadden 


132. Abgeordneter 

von Thadden 


133, Abgeordneter 

Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 

134. Abgeordneter 

Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


135. Abgeordneter 

Freiherr 
von und zu 
Guttenberg 


136. Abgeordneter 

Dr. Kliesing 
(Honnef) 


137. Abgeordneter 

Dr. Meinecke 
(Hamburg) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, Biafra völ- 
kerrechtlich anzuerkennen und sieht sie in 
in einem solchen Schritt einen Weg, den Krieg 
schneller zu beenden? 

Leistet die Bundesrepublik Deutschland noch 
humanitäre Hilfe in Biafra und wird sie das 
auch weiterhin tun? 

Welche Miiglichkcitcn sieht die Bundesregie- 
rung für eine Hilfe für die Opfer der Kämpfe 
im Süd-Sudan? 

Beteiligt sich die Bundesregierung an der 
humanitären Unterstützung von Opfern auf 
beiden Seiten der kämpfenden Parteien im 
Jemen? 

Wie hat die sov/jetische Regierung auf die 
bei Unterzeichnung des Atomsperrvertrages 
übergebene deutsche Note reagiert? 

Vv/ird die Bundesregierung bei den sich an- 
bahnenden Gesprächen mit der Volksrepublik 
Polen darauf drängen, daß die Bundesrepublik 
Deutschland korrekt bezeichnet und nicht von 
offizieller und offiziöser Seite, so wie das 
auch von tschechoslowakischen Stellen in deut- 
scher Sprache oft geschieht, als Deutsche Bun- 
desrepublik benannt wird? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Äußerung des militärpolitischen Korre- 
spondenten des Ostberliner Deutschlandsen- 
ders, Dr. von Frankenberg, „es wird auf einen 
westeuropäischen Bundesstaat mit einer für 
Außen- und Deutschlandpolitik verantwort- 
lichen Regierung spekuliert. Diese könne sich, 
so sagen einflußreiche Leute in Bonn, trotz 
des Sperrvertrages eine Atomwaffenstreit- 
macht zulegen. Dieses offene Aussprechen der- 
artiger Ziele bedeutet eine Hintergehung des 
Sperrvertrages . . der amerikanischen Aus- 
legung des Nichtverbreitungsvertrages zum 
Thema der europäischen Option widerspricht? 

Muß die Äußerung des Ostberliner militärpo- 
litischen Korrespondenten zum Thema der 
europäischen Option nicht als eine erste Be- 
stätigung der von der Opposition mehrfach 
ausgesprochenen Befürchtung angesehen wer- 
den, daß die unklaren Formulierungen des 
Vertrages von östlicher Seite gegen die In- 
teressen der Bundesrepublik Deutschland aus- 
gelegt und als zusätzliche Propagandamittel 
genutzt werden? 

Hat die Bundesregierung nach ihrem im Bulle- 
tin vom 3. Dezember 1969 veröffentlichten Ap- 
pell an die Verantwortlichen Nord-Vietnams, 
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138. Abgeordneter 

Dr. Meinecke 
(Hamburg) 


139. Abgeordneter 

Dr. Hallstein 


140. Abgeordneter 

Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


141. Abgeordneter 

Werner 


142. Abgeordnete 

Frau Dr. Wolf 


der Nationalen Befreiungsfront und ihrer Ver- 
bündeten, die noch in Gefangenschaft befind- 
lichen drei Angehörigen des Malteser-Hilfs- 
dienstes unverzüglich freizulassen, irgendeine 
Reaktion oder Antwort erfahren? 

Hat sich die persönliche Gefährdung der in 
Vietnam tätigen Deutschen, die im humanitä- 
ren Hilfseinsatz für das vietnamesische Volk 
tätig sind, im Laufe des letzten halben Jahres 
grundlegend geändert? 

Kann aus der sowjetischen Reaktion auf die 
in der deutschen Begleitnote enthaltenen In- 
terpretationen und Feststellungen geschlos- 
sen werden, daß die Sowjetregierung diesen 
Interpretationen und Feststellungen zustimmt? 

Ist der Bundesregierung der Artikel des Bon- 
ner Korrespondenten der „New York-Times" 
vom 21. Oktober 1969 bekannt, worin dieser 
behauptet, in den ländlichen Gebieten Fran- 
kens und Badens finde man äußerst krasse 
Anzeichen der ländlichen Rückständigkeit, so 
Jugendliche mit einer nur vierjährigen Grund- 
schulausbildung, Unternehmer, die wie feu- 
dale Prinzen regierten und hinterwäldlerische 
Gebiete, wo Aberglaube und Dorfklerus Quel- 
len eines sich versteinernden Konservatismus 
geblieben sind, und was hat die Bundesregie- 
rung inzwischen unternommen, um die betrof- 
fenen Gebiete Frankens und Badens vor den 
Folgen einer derartigen unwahren und herab- 
setzenden Berichterstattung zu schützen? 

Wie vereinbart die Bundesregierung den 
Grundsatz der Nichteinmischung im Verkehr 
mit Entwicklungsländern und den Grundsatz, 
Entwicklungspolitik müsse langfristig sein und 
Entwicklungshilfe eigne sich nicht zur Lösung 
politischer Tagesfragen, mit der offensicht- 
lichen Absicht des Bundesaußenministers, die 
Regierungen dieser Länder zu einer Einwir- 
kung auf die DDR-Regierung dahin gehend 
zu veranlassen, diese möge innerdeutschen 
Regelungen mit der Bundesregierung zustim- 
men, und was verspricht sie sich von einer 
solchen Einwirkung? 

Wann gedenkt die Bundesregierung, die seit 
Jahren vom Parlament geforderte, längst über- 
fällige und dringend notwendige zentrale Per- 
sonalkartei für die Besetzung der der Bundes- 
republik Deutschland zustehenden oder für die 
Bundesrepublik Deutschland erreichbaren Po- 
sitionen in internationalen Organisationen 
endlich einzurichten, um die Unterrepräsentanz 
der Bundesrepublik Deutschland, die im Ver- 
gleich zu ihren finanziellen Beiträgen zu die- 
sen Organisationen augenfällig ist, zu besei- 
tigen? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers des Innern 


1. Abgeordneter Konnten inzwischen die Verhandlungen für 
Biechele eine Neufassung des Abkommens über den 

kleinen Grenzverkehr vom 25. Januar 1952 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Schweiz abgeschlossen werden? 


2. Abgeordneter Bis wann kann das neue Abkommen in Kraft 
Biechele treten, nachdem dies von der Bundesregierung 

schon für den Sommer 1968 in Aussicht gestellt 
wurde (vgl. Fragen 83 und 84 der Fragestunde 
der 134. Sitzung des Deutschen Bundestages 
vom 15. November 1967)? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


3. Abgeordneter Welche Gründe sind maßgebend, daß rund 
Bredl 600 Wohnungen an der Neuherberg-Rocke- 

fellerstraße im Münchner Norden bislang nicht 
vermietet sind, obwohl diese Wohnungen von 
den US-Militärbehörden bereits 1968 der Bun- 
desvermögensverwaltung übergeben wurden 
und wer ist für den zwischenzeitlich eingetre- 
tenen erheblichen Verlust an Mieteinnahmen 
verantwortlich? 


4. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß genü- 

Bredl gend Wohnungsuchende, darunter auch Bun- 

desbedienstete, bereit sind, die Kosten not- 
wendiger Instandsetzungs- und Umbauarbei- 
ten vorzufinanzieren oder diese Arbeiten nach 
Weisung selbst vorzunehmen? 


5. Abgeordneter Wie hat sich der Grenzübergang in Bayerisch- 
Dr. Dittrich Eisenstein im Personen- und Güterverkehr 

von diesseits und jenseits der deutsch-tschechi- 
schen Grenze seit Errichtung des Zollamts 
Bayerisch-Eisenstein entwickelt? 


6. Abgeordneter Kann eine Verstärkung des Personals beim 
Dr. Dittrich Zollamt Bayerisch-Eisenstein erwartet werden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

7. Abgeordneter Wird die Bundesregierung im Rahmen des 
Zebisch regionalen Förderungsprogramms in Zukunft 

auch wieder Darlehen mit einer Laufzeit von 
10 und 15 Jahren neben den Investitionszu- 
schüssen anbieten, weil sich auf der bayeri- 
schen Arbeitsmarktkonferenz herausgestellt 
hat, daß der Ausfall der Darlehensmittel in 
vielen Fällen sehr vermißt wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

8. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, das Grund- 

Wende Stücksverkehrsgesetz vom 28. Juli 1961 dahin 

gehend zu erweitern, daß in seinem § 4 bei 
Erfüllung öffentlicher Aufgaben auch die Ge- 
meinden — wie Bund und Land — von vorn- 
herein von der Genehmigungspflicht freige- 
stellt sind? 

9. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die z. B. 

Wende vom Land Baden-Württemberg für die Ge- 

meinden festgelegte Freigrenze von 50 Ar für 
den Bau von Schulhäusern, Kläranlagen, Sport- 
stätten oder Straßen meistens nicht ausreidit? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

10. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 

Dr. Lenz rung zu ergreifen, um die Bezieher von aus- 

(Bergstraße) ländischen Renten vor einer Minderung ihrer 

Bezüge als Folgen der DM-Aufwertung zu 
bewahren? 

11. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß bei der Wiederholung 

Weigl von wilden Streiks, z. B. bei der Hoesch AG, 

Arbeitslosenunterstützung nach § 116 Abs. 3 
des Arbeitsförderungsgesetzes bezahlt wird? 

12. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung von 

Weigl Prof. Dr. Bernd Rüthers, Berlin, daß nach der 

im Arbeitsrecht zur Zeit herrschenden Mei- 
nung ein Streik zum Zwecke der Einführung 
der erweiterten Mitbestimmung als rechtswi- 
drig anzusehen ist? 

13. Abgeordneter Wird die Bundesregierung angesichts des 

Zebisch Mangels an qualifizierten Ausbildungsstätten 

in Teilen von Ost- und Niederbayern in Zu- 
sammenarbeit mit der bayerischen Staatsre- 
gierung darauf hinarbeiten, daß neben der 


73 



Drucksache VI/ 146 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


von München gewünschten dezentralen Aus- 
bildungseinrichtungen eine zentrale Ausbil- 
dungs- und Umschulungseinrichtung geschaf- 
fen wird, wie das der frühere Arbeitsminister 
auf der bayerischen Arbeitsmarktkonferenz 
in Regensburg vorgeschlagen hat, wobei er 
das Essener Modell im Auge hatte? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


14. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


Welche Maßnahmen können durch den Bun- 
desverteidigungsminister ergriffen werden, um 
das Kindergartenproblem angesichts der be- 
stehenden Fluktuation zwischen den einzel- 
nen Wehrbereichskommandos und -Standorten 
zu lösen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


15. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


16. Abgeordneter 

Dr. Abelein 


17. Abgeordneter 

Ruf 


18. Abgeordneter 

Ruf 


19. Abgeordneter 

Josten 


20. Abgeordneter 

Jung 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Erfah- 
rungen mit der Eintragungsgrenze für die Kfz.- 
Verkehrssünderkartei in Flensburg auf Grund 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten? 

Hat die Bundesregierung bereits Pläne für die 
Elektrifizierung der Eisenbahnstrecke Ulm — 
Crailsheim? 

Wird der Bundesminister für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen den Antrag der 
Gemeinde Stetten auf Anschluß an die B 27 in 
Richtung Stuttgart genehmigen bzw. wann ist 
mit einer Genehmigung zu rechnen? 

Falls der Antrag der Gemeinde Stetten auf 
Anschluß an die B 27 abgelehnt werden sollte, 
welches sind die Gründe? 

Kann die Bundesregierung in Ergänzung der 
Mündlichen Beantwortung der Frage 41 in der 
Fragestunde vom 12. November 1969 mitteilen, 
in welchem 5-Jahresplan der Bau der Rhein- 
brücke im Raume Sinzig/Remagen vorgesehen 
ist? 

Wann gedenkt die Bundesregierung geeignete 
Schritte zu unternehmen, damit der Flughafen 
Ensheim/Saar eine offizielle Einflugschneise 
erhält und das Saarland damit an das Luftver- 
kehrsnetz angemessen angeschlossen wird? 


Bonn, den 5. Dezember 1969 
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